Landratsamt Straubing-Bogen 		Straubing, den 05.11.2024
Az.: 21-6413/3

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung; Antrag auf Plangenehmigung gemäß § 68 WHG für den Gewässerausbau in Form der Verfüllung eines Sickerbeckens zur Verkehrserschließung im Hafen Straubing-Sand, im Bereich der Fl. Nr. 1039 Gemarkung Amselfing, Gemeinde Aiterhofen 
Träger des Vorhabens: Zweckverband Hafen Straubing-Sand, vertreten durch den Geschäftsführer, Herrn Andreas Löffert, Europaring 4, 94315 Straubing

Bekanntgabe

Merkmale des Vorhabens

Gemäß § 7 Abs. 1 i. V. m. der Anlage 1 Nr. 13.18.1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) ist bei Ausbaumaßnahmen im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes, eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen, wenn die Ausbaumaßnahme nicht von den Nummern 13.1 bis 13.17 oder der Nr. 13.18.2 erfasst wird. Bei der beabsichtigten Maßnahme handelt es sich um die Verfüllung eines Gewässers in Form eines Gewässerausbaus. Eine standortbezogene Vorprüfung wäre durchzuführen, bei Ausbau von Bächen, Gräben, Rückhaltebecken und Teichen, kleinräumige naturnahe Umgestaltung, wie die Beseitigung von Bach- und Grabenverrohrungen, Verlegung von Straßenseitengräben in der bebauten Ortslage und ihre kleinräumige Verrohrung, Umsetzung von Kniebänken in Gewässern. Die Beseitigung eines Gewässers ist in vorliegenden Fall nicht unter der Nr. 13.18.2 einschlägig, weshalb eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen ist. 

Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Neuvorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wäre.
Für die Verlängerung des Europarings und den dahingehenden Anschluss bestehenden Verkehrsflächen mit der Zufahrt des geplanten KV-Terminals bedarf es die Errichtung einer neuen Straßentrasse zwischen dem bestehenden Kreisverkehr „Haid“ und dem nordöstlichen Teil des Europarings. 	

Die neue Trasse verläuft zum Teil durch das Grundstück Fl. Nr. 1039 der Gemarkung Amselfing, Gemeinde Aiterhofen. Im kreuzenden Bereich befindet sich ein Versickerungsbecken für die Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers aus den Notüberlaufen des angrenzenden Sedimentationsbeckens eines benachbarten Gewerbetriebes.  Für die Verlängerung des Straßenbauwerkes ist daher eine Überbauung und Verfüllung des vorhabenden Versickerungsbeckens erforderlich. 
	
Der Zweckverband Hafen Straubing-Sand, Europaring 4, 94315 beantragte als Träger des Vorhabens mit Schreiben vom 29.07.2024 die Erteilung einer Plangenehmigung gemäß §68 WHG für den Gewässerausbau. 

Den Antragsunterlagen waren Unterlagen entsprechend Anlage 2 des UVPG beigefügt.

Zur Sachverhaltsaufklärung erfolgte zudem eine Anhörung nachfolgender Fachstellen: 

· Wasserwirtschaftsamt Deggendorf (amtlicher Sachverständiger)
· Gemeinde Aiterhofen
· Stadt Straubing
· Bezirk Niederbayern – Fachberatung für Fischerei
· Landratsamt Straubing Bogen:
Sachgebiet 31 (Jagd-/Forst/Fischereiwesen)
Sachgruppe 22/1 (Fachlicher Naturschutz)
Sachgebiet 22 (Umweltschutz)
Sachgebiet 23 (Bauverwaltung)
Sachgebiet 12 (Kreisarchäologie)

Standort des Vorhabens
Das Sickerbecken und dahingehend geplante Auffüllgebiet befindet sich im Nordosten des Industriegebietes Hafen Straubing-Sand und südlich zur Donau im Landkreis-Straubing-Bogen. 

Das betroffene Flurstück Fl. Nr. 1039 liegt in der Gemarkung Amselfing im Ortsbereich „Haid“. Das Plangebiet ist nördlich durch den Sander Donauweg und die spätere Terminal-Ausfahrt begrenzt, im Süden durch die spätere Ansiedlung eines Logistikbetriebs. Die westliche Grenze bildet die spätere Weiterführung der Terminal-Ausfahrt Richtung Europaring, die östliche Abgrenzung erfolgt durch weitere mögliche Firmenansiedlungen. 

Die Verlängerung des Europarings mit Entfall des Sickerbeckens ist zudem im Deckblatt B zum Bebauungs- und Gründordnungsplan „Hafen Straubing-Sand“ berücksichtigt und beschlossen.  

Die Kompensationsmaßnahmen erfolgen auf den Flurstücken 948 und 948/2 der Gemarkung Amselfing, Gemeinde Aiterhofen. Beide dieser Flurstücke stehen im Eigentum des Vorhabensträger.

Von der geplanten Maßnahme liegt außerhalb von Natur- und Landschaftsschutzgebieten. Im Rahmen einer artenschutzrechtlichen Prüfung wurde festgestellt, dass Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität nicht erforderlich sind. 

Der Vorhabensbereich befindet sich nicht in einem Wasserschutzgebiet oder Heilquellenschutzgebiet. 

Zum jetzigen Zeitpunkt befindet sich die FL. Nr. 1039 der Gemarkung Amselfing, Gemeinde Aiterhofen im amtlich festgesetzten Überschwemmungsgebiet der Donau. Nach der Fertigstellung des Hochwasserschutzes (voraussichtlich 2026) liegt der aufgefüllte Bereich außerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebietes und befindet sich nach der Fertigstellung der Hochwasserschutzanlagen in einem Risikogebiet nach § 73 Abs. 1 WHG.


Allgemeine Vorprüfung
Die allgemeine Vorprüfung erfolgt als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien (§ 7 Abs. 1 UVPG).
Demnach ist gem. § 7 Abs. 6 UVPG die Feststellung einer UVP Pflicht durch die Genehmigungsbehörde zu treffen.
Gem. § 5 Abs. 2 UVPG ist die Feststellung öffentlich bekannt zu machen. Die wesentlichen Gründe des Nichtbestehens einer UVP-Pflicht sind unter Hinweis auf die einschlägigen Kriterien nach Anlage 3 anzugeben. Bei Nichtbestehen einer UVP-Pflicht ist auch darauf einzugehen, welche Merkmale des Vorhabens oder des Standortes oder welche Vorkehrungen für diese Einschätzung maßgebend sind. Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs.3UVPG nicht selbstständig anfechtbar ist. 
Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass das Vorhaben keiner förmlichen Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen ist, da aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der Anlage 3 UVPG aufgeführten Kriterien, keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu besorgen sind.
Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls erfolgte unter Beteiligung des Wasserwirtschaftsamtes Deggendorf, des Fachlichen Naturschutzes am Landratsamt Straubing-Bogen und der Fachberatung für Fischerei des Bezirks Niederbayern. 

Nähere Informationen können beim Landratsamt Straubing-Bogen, Sachgebiet Wasserrecht (Zimmer 239), Leutnerstraße 15, 94315 Straubing, Tel. Nr. 09421/973-181, eingeholt werden. 
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